
RE\682649DE.doc PE 393.037v01-00

DE DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT
2004 2009

Plenarsitzungsdokument

29.8.2007 B6-0327/07

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG
eingereicht im Anschluss an die Debatte über die Erklärung der Kommission

gemäß Artikel 103 Absatz 2 der Geschäftsordnung

von Martin Schulz, Linda McAvan, Stavros Lambrinidis, Manuel Medina 
Ortega, Guido Sacconi, Paulo Casaca, Constanze Angela Krehl, María Sornosa 
Martínez, Stavros Arnaoutakis, Katerina Batzeli, Panagiotis Beglitis, Maria 
Matsouka, Marilisa Xenogiannakopoulou, Nikolaos Sifunakis, Evangelia 
Tzampazi und Catherine Anita Neris  

im Namen der PSE-Fraktion

zu den Naturkatastrophen dieses Sommers und den außergewöhnlichen 
Bränden in Griechenland















PE 393.037v01-00 2/8 RE\682649DE.doc

DE

B6-0327/2007
Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Naturkatastrophen dieses Sommers 
und den außergewöhnlichen Bränden in Griechenland 

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 2, 6 und 174 des EG-Vertrags,

– unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 18. Januar 2006 zu dem Ergebnis der 
Konferenz von Montreal zum Klimawandel, vom 5. September 2002 zu den 
Flutkatastrophen in Mitteleuropa, vom 14. April 2005 zur Dürre in Portugal, vom 12. Mai 
2005 zur Dürre in Spanien, vom 8. September 2005 zu den Naturkatastrophen (Bränden 
und Überschwemmungen in Europa), vom 7. September 2006 zu Waldbränden und 
Überschwemmungen und seine Entschließungen vom 18. Mai 2006 zu Naturkatastrophen 
(Brände, Dürren und Überschwemmungen) - landwirtschaftliche Aspekte, Aspekte der 
regionalen Entwicklung und Umweltaspekte (2005/2195(INI), A6-0152/2006, A6-
0147/2006 und A6-0149/2006), 

– in Kenntnis des Kyoto-Protokolls zum Rahmenübereinkommen der Vereinten Nationen 
über Klimaänderungen (UNFCCC) vom 11. Dezember 1997 und der Ratifizierung des 
Kyoto-Protokolls durch die Gemeinschaft vom 4. März 2002,

– unter Hinweis auf die „Forest Focus”-Verordnung (Verordnung (EG) Nr. 2152/2003 vom 
17. November 2003),

– unter Hinweis auf die Entscheidung des Rates vom 5. März 2007 zur Schaffung eines 
Finanzierungsinstruments für den Katastrophenschutz (2007/162/EG),

– unter Hinweis auf die Verordnung des Rates (EG) Nr. 1698/2005 über den Europäischen 
Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raumes (EAFRD) und die 
"Strategischen Richtlinien der Gemeinschaft für die ländliche Entwicklung" vom 20. 
Februar 2006,

– unter Hinweis auf das Krisenreaktions- und Vorbereitungsinstrument für 
Katastrophenfälle (KOM(2005)0113),

– in Kenntnis der Schlussfolgerungen des Rates Justiz und Inneres vom 12. und 13. Juni 
2007 zum Ausbau der Koordinierungsfähigkeit des Beobachtungs- und 
Informationszentrums (MIC) im Rahmen des Katstrophenschutzmechanismus der 
Gemeinschaft,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 2012/2002 zur Errichtung des 
Solidaritätsfonds der Europäischen Union und die Entschließung des Europäischen 
Parlaments vom 3. April 2006 zur Überprüfung dieser Verordnung (A6-0123/2006),

– unter Hinweis auf seine legislative Entschließung vom 25. April 2007 zu dem 
Gemeinsamen Standpunkt des Rates im Hinblick auf den Erlass einer Richtlinie über die 
Bewertung und das Management von Hochwasserrisiken,
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– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 7. Juni 2006 zur revidierten Strategie für 
nachhaltige Entwicklung (B6-0335/2006),

– in Kenntnis von Abschnitt 12 der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates in Brüssel 
vom 15. und 16. Juni 2006,

– gestützt auf Artikel 103 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in Erwägung der verheerenden Brände und der gewaltigen Überschwemmungen, die auf 
dem ganzen europäischen Kontinent, insbesondere in Griechenland und im Vereinigten 
Königreich, im Sommer 2007 Tod und Zerstörung gebracht haben und die EU-
Mitgliedstaaten, Regionen in äußerster Randlage, insbesondere Martinique und 
Guadeloupe, die vom Hurrikan Dean heimgesucht wurden, Bewerberländer und die 
direkten Nachbarn der EU betroffen haben,

B. in der Erwägung, dass die Brände in Griechenland zu einem noch nie da gewesenen 
Verlust von Menschenleben und zu beispiellosen Sach- und Umweltschäden wie auch zur 
Zerstörung eines Teils des antiken Olympia, einer Weltkulturerbe-Stätte, von geschützten 
NATURA-Gebieten, Ernten, Vieh, Häusern, der Lebensgrundlage Tausender, sonstiger 
Besitztümer oder sogar ganzer Dörfer geführt haben; in der Erwägung, dass diese 
Ereignisse nicht nur die lokale Wirtschaft, die Tourismusindustrie, die Infrastruktur usw. 
betroffen haben, sondern auch die Wirkung der Umsetzung von politischen Maßnahmen, 
Projekten, Infrastrukturen oder Finanzierungsanstrengungen der EU direkt oder indirekt 
zerstört oder beeinträchtigt haben und die EU-Wachstums- und Kohäsionsziele 
untergraben,

C. in der Erwägung, dass verfügbaren statistischen Angaben zufolge die zerstörerischen 
Auswirkungen von Waldbränden in Griechenland seit 2001 deutlich zurückgegangen sind, 
in der Erwägung, dass im Jahr 2001 die verheerenden Waldbrände in Griechenland allein 
zum Abbrennen von 300.000 Hektar, zum Verlust von mindestens 64 Menschenleben und 
zu Verletzungen bei vielen Menschen geführt haben, die Berichten zufolge stundenlang 
von sicheren Gebieten oder Hilfe abgeschnitten waren,

D. unter Bedauern des tragischen Verlusts des Lebens von Dutzenden von Zivilisten, 
Feuerwehrleuten, Soldaten oder Freiwilligen bei ihren Anstrengungen, diese Katastrophen 
zu bekämpfen,

E. unter Hinweis auf die schweren Hochwasserschäden an Häusern, Schulen, Infrastrukturen 
und der Landwirtschaft insbesondere im Vereinigten Königreich, Deutschland und in 
anderen Teilen Europas; unter Kenntnisnahme der dramatischen Überschwemmungen, 
von denen im Juni und im Juli 2007 im Vereinigten Königreich Tausende von Geschäften, 
Zehntausende Wohnungen und bis zu einer Million Menschen betroffen waren, und unter 
Aufforderung an die Kommission, unverzüglich tätig zu werden und für die betroffenen 
Gebiete EU-Mittel bereitzustellen, 

F. in der Erwägung, dass insgesamt mehr als 500.000 Hektar Vegetations- und Waldfläche 
die in diesem Sommer in Europa von den Bränden vernichtet wurden und dass 
Griechenland, Italien, Bulgarien, Zypern, Kroatien, Mazedonien, Spanien (insbesondere 
die Kanarischen Inseln), die Türkei und Albanien am stärksten betroffen sind,
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G. in der Erwägung, dass diese Brände  zum Teil durch die Dürre und die hohen 
Temperaturen dieses Sommers wie auch durch sozioökonomische und kulturelle 
Veränderungen, die in den letzten Jahrzehnten in ländlichen Gebieten stattgefunden 
haben, verursacht wurden: Landflucht aufgrund fehlender wirtschaftlicher Möglichkeiten, 
unzureichende Bewirtschaftung der Wälder, unangemessene Anpflanzung von Baumarten 
und ein beträchtlicher Anteil krimineller Aktivität,

H. in der Erwägung, dass die Europäische Umwelt-Agentur (EUA) vorhergesagt hat, dass 
Südeuropa verstärkt unter Dürren, häufigeren Waldbränden und größerer Hitze leiden 
wird, während Nordeuropa höhere Niederschläge verzeichnen wird und die meisten 
Regionen Europas aufgrund des Klimawandels größere und häufigere 
Überschwemmungen erleben werden,

I. in der Erwägung, dass der Katastrophenschutzmechanismus der Gemeinschaft innerhalb 
von 12 Monaten zwölfmal für dieselbe Art von Notstand aktiviert wurde und dass dies 
siebenmal zur gleichen Zeit geschah; in der Erwägung, dass die Hilfe der Mitgliedstaaten 
nicht ausreichte, um einen raschen und angemessenen Katastrophenschutz bei allen diesen 
Notfällen zu gewährleisten,

J. unter Hinweis auf die schädlichen wirtschaftlichen und sozialen Folgen der 
Naturkatastrophen für die regionalen Volkswirtschaften, den Produktionssektor und den 
Tourismus,

K. in der Erwägung, dass diese Brände ein sich wiederholendes und gemeinsames Problem 
für den gesamten Süden Europas darstellen; in der Erwägung, dass diese Region innerhalb 
der Union zum Hauptrisikogebiet geworden ist, da sie spezielle klimatische Merkmale 
aufweist, und aufgrund der Tatsache, dass 70% des betroffenen Landes Privateigentümern 
gehört, von denen verlangt wird, dass sie selbst Präventivmaßnahmen ergreifen,

L. in der Erwägung, dass es den Ratspräsidentschaften nicht gelungen ist, einen Beschluss 
über die neue Solidaritätsfonds-Verordnung zu erreichen und dass das EP seinen 
Standpunkt bereits im Mai 2006 angenommen hat,

1. zeigt sich solidarisch mit den leidenden Angehörigen der ums Leben Gekommenen wie 
auch mit den Einwohnern der geschädigten Gebiete; dankt all denjenigen - Fachleuten, 
Freiwilligen und lokalen Behörden - die sich am Löschen der Brände und an der Rettung 
der Hochwasseropfer beteiligt haben;

2. begrüßt die rasche Reaktion der Behörden in einigen der betroffenen Mitgliedstaaten; 
drängt darauf, die von der Europäischen Union und ihren Mitgliedern an den Tag gelegte 
Solidarität mit den betroffenen Regionen zu verbessern; dankt für die ihren Behörden und 
Rettungsdiensten geleistete Hilfe;

3. zeigt sich besorgt angesichts der steigenden Zahl von Naturkatastrophen, die Fachleuten 
zufolge überwiegend dem Klimawandel zugeschrieben werden können, und fordert die 
Kommission auf, Initiativen zu ergreifen, um zu gewährleisten, dass die Kyoto-
Verpflichtungen eingehalten und weitergeführt werden;

4. fordert den Rat auf, die Bestimmungen der Solidaritätsfonds im Einklang mit der 
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Entschließung des Europäischen Parlaments vom 18. Mai 2006 umgehend zu ändern, und 
verlangt von der Kommission, die Umsetzung der neuen Kriterien in den betroffenen 
Gebieten zu erleichtern;

5. fordert die Kommission zur raschen Mobilisierung des Solidaritätsfonds der Europäischen 
Union auf, so dass dieser flexibel angewendet werden kann, sobald die betroffenen Länder 
ihre Hilfsersuchen eingereicht haben, um der betroffenen Bevölkerung zu helfen, rasch 
mit den Folgen der Brände und Überschwemmungen fertig zu werden;

6. begrüßt die Vorschläge der Kommission, die Fähigkeit der EU zur raschen Reaktion auf 
Katastrophen zu verbessern;

7. betont zwar, dass an erster Stelle die die Behörden jedes Mitgliedstaates für die Verhütung 
und die Löschung von Bränden verantwortlich sind, fordert die Kommission jedoch auf, 
die erforderlichen Maßnahmen zur Schaffung einer unabhängigen und ständigen 
europäischen Einsatzgruppe zu ergreifen, um ihre Mitgliedstaaten und die betroffenen 
Regionen bei extremen Waldbränden und anderen Katastrophen zu unterstützen und die 
beste Ausrüstung und Fachwissen zur Verfügung zu stellen; stellt in diesem 
Zusammenhang fest, dass die Kommission Möglichkeiten für einen Zugriff auf 
zusätzliche Kapazitäten prüfen sollte, die eine rasche Reaktion bei größeren 
Notsituationen ermöglichen und die auch aus anderen Quellen, einschließlich privater 
Ressourcen, aufgebracht werden können; 

8. anerkennt, dass die Erfahrungen dieses Jahres die Notwendigkeit deutlich werden lassen, 
die Katastrophenschutzbereitschaft der Gemeinschaft und die Reaktionsfähigkeit auf 
Wald- und andere Flächenbrände zu verstärken, und drängt die Kommission, eine 
diesbezügliche Initiative zu ergreifen;

9. fordert die Kommission auf, das Kooperationspotential mit den EU-Nachbarn und anderen 
Drittstaaten bei der Bekämpfung zerstörerischer Brände und beim Austausch bewährter 
Verfahren und/oder Kapazitäten während der gefährdeten Sommermonate auszuloten, um 
2008 besser für die Waldbrandsaison gewappnet zu sein;

10. fordert die Kommission dringend auf, die notwendigen Initiativen zu ergreifen, damit alle 
verfügbaren Fonds, einschließlich der Europäischen Strukturfonds, der Mittel für Agrar- 
und andere politische Maßnahmen der EU und des derzeitigen EU-Solidaritätsfonds, 
unverzüglich und effizient eingesetzt werden können, wobei langwierige Verfahren oder 
administrative Hemmnisse zu vermeiden sind und als erste Priorität alle europäischen 
Ressourcen für die Bürger und Regionen in Not zugänglich zu machen sind; ist ferner der 
Auffassung, dass Gemeinschaftsmittel, die zur Bekämpfung von Naturkatastrophen 
verfügbar sind, vollständig und effizient ausgeschöpft werden sollten;

11. betont die Tatsache, dass die Waldbrände in diesem Sommer in Griechenland auch zur 
teilweisen Zerstörung der archäologischen Stätte des Antiken Olympia, der Geburtsstätte 
der Olympischen Spiele, und zu Zerstörungen an der Internationalen Olympischen 
Akademie geführt haben; fordert daher die unverzügliche Behebung der Schäden mit 
Hilfe der Europäischen Union;

12. ist der Auffassung, dass die Zunahme der Brände auf Faktoren zurückzuführen ist, die 
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über den Klimawandel hinausgehen, und dass eine Kombination der natürlichen Ursachen 
und der Tätigkeit des Menschen in Bezug auf die Festlegung von Wald-, Anbau- oder 
Bauflächen für die Zunahme von mit verbrecherischer Absicht gelegten Bränden 
entscheidend sein können; fordert daher nachdrücklich die Annahme und lückenlose 
Umsetzung von Rechtsvorschriften zum Schutz der Wälder und anderer Ökosysteme 
durch die Mitgliedstaaten, die die Kommerzialisierung von Waldgebieten und eine 
Änderung de Nutzung verhindern und die die wirksame Überwachung solcher 
Rechtsvorschriften als wirksame Abschreckung vor krimineller Aktivität in Auftrag 
geben; fordert, dass das gesamte in der EU verfügbare Know-how, einschließlich 
Satellitensysteme, zu diesem Zweck genutzt werden sollte;

13. unterstreicht, dass Brandstifter, insbesondere jene, die von erneuter Bebauung oder von 
Waldflächen profitieren, durch Gesetze, die solches Land nicht genau definieren oder 
schützen, und/oder durch die unangemessene Anwendung von Gesetzen, die illegale 
Bautätigkeit verbieten, ermutigt werden können; fordert daher die Mitgliedstaaten 
nachdrücklich auf, die Aufforstung aller verbrannten Flächen und den Schutz der 
nationalen Umwelt zu erklären und umzusetzen;

14. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in engerer Absprache an 
Katastrophenschutzmaßnahmen im Fall von Naturkatastrophen zusammenzuarbeiten, um 
deren zerstörerische Auswirkungen zu verhüten und zu minimieren und die Mittel 
bereitzustellen, die für ein Frühwarnsystem, Koordinierung und Verfügbarmachung 
logistischer Ressourcen notwendig sind;

15. fordert eine bessere Nutzung der vorhandenen finanziellen und technischen Ressourcen 
und wissenschaftliche Verbesserungen, um Katastrophen zu verhüten und deren Folgen zu 
mildern;

16. fordert die Kommission auf, ihre Zusammenarbeit mit nationalen Behörden fortzusetzen, 
um eine Politik zu entwickeln, die die Umweltauswirkungen von Bränden minimiert; 
verlangt eine Wiederaufforstungspolitik, die auf der Achtung bioklimatischer und 
ökologischer Merkmale basiert und Arten verwendet, die brand- und dürreresistenter sind 
und sich besser an das Klima anpassen; 

17. betont die Notwendigkeit, Daten über die natürlichen Ressourcen jedes Mitgliedstaates 
durch die Einrichtung von volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen im Umweltbereich in 
Form einer allen Bürgern zugänglichen Datenbank zu erheben und zu registrieren; 

18. beklagt die Tatsache, dass in einer Reihe von Fällen es den Präventions- und 
Brandbekämpfungsmaßnahmen der nationalen Regierungen eindeutig nicht gelungen ist, 
die zerstörerischen Auswirkungen der Brände einzudämmen, und lobt die heroischen 
individuellen Bemühungen von Privatleuten und Freiwilligen, die halfen, die Brände zu 
löschen und Leben zu retten; 

19. hält es für unbedingt erforderlich, bei Naturkatastrophen die spezifischen Bedürfnisse von 
Menschen mit Behinderungen bei allen vom Katastrophenschutz ergriffenen Maßnahmen 
besonders zu berücksichtigen;

20. bedauert zutiefst die Tatsache, dass während der Brände in Griechenland so viele und so 
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große Verluste zu beklagen waren; hält es daher für notwendig, die Eignung der 
Präventions- und Vorsorgemaßnahmen unverzüglich zu prüfen, um zu gewährleisten, dass 
die notwendigen Lehren gezogen werden, um die zerstörerischen Auswirkungen ähnlicher 
Katastrophen in EU-Mitgliedstaaten künftig zu verhüten und einzudämmen; fordert 
diesbezüglich die Kommission auf, von den Mitgliedstaaten zu verlangen, dass die 
vorhandenen operationellen Programme Naturkatastrophen einbeziehen und zwar in 
Bezug auf Erfahrungsaustausch und Schlussfolgerungen zu Sofortmaßnahmen, 
Koordinierung von Verwaltungs- und Einsatzstellen und Verfügbarkeit der notwendigen 
Humanressourcen und von Material; 

21. fordert die Kommission ausdrücklich auf, ein Erfahrungsaustauschprogramm zu der 
Umsetzung neuer Technologien für die Kontrolle und Überwachung von Risiken und 
Auswirkungen von Waldbränden sowie ein europäisches Zulassungsverfahren für 
qualifiziertes technisches Personal vorzubereiten, um deren Ausbildung zu verbessern;

22. zeigt sich besorgt darüber, dass die Präventionsziele der „Forest Focus”-Verordnung nicht 
erreicht wurden; stellt fest, dass seit ihrem Inkrafttreten die Zahl von Bränden und 
verbrannten Plätzen zu- statt abgenommen hat;

23. fordert die Kommission auf, alle Mitgliedstaaten aufzufordern, zu gewährleisten, dass 
sämtliche verbrannten Waldflächen als Wälder erhalten bleiben und in 
Wiederaufforstungsprogramme aufgenommen werden, und unverzüglich erweiterte 
Wiederaufbaumaßnahmen für den Fremdenverkehr und für die betroffene lokale 
Wirtschaft zu planen; 

24. beschließt, eine Delegation des Europäischen Parlaments nach Griechenland zu entsenden, 
um der Bevölkerung seiner Solidarität zu versichern, das Ausmaß der Zerstörung zu 
ermessen und die Größe der Schäden an von der EU finanzierten Projekten und anderen 
wirtschaftlicher Aktivitäten, wie Landwirtschaft und Tourismus, soziale Netze, durch 
NATURA geschützte Gebiete und sensible Ökosysteme, zu prüfen und 
Schlussfolgerungen für die Prävention und die bessere Handhabung ähnlich extremer 
Situationen in der EU für die Zukunft zu ziehen;

25. fordert die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten auf, die Gesellschaft für den Wert 
unserer Wälder und ihrer Ressourcen und die Vorteile ihrer Erhaltung zu sensibilisieren, 
und dadurch die Einbindung der Zivilgesellschaft durch organisierte Freiwilligenarbeit 
und durch andere Methoden wie beispielsweise Vereinigungen zum Schutz von Wäldern 
und Naturräumen zu fördern;

26. betrachtet Berichte in den internationalen Medien, die in Bezug auf die angeblichen 
Ursachen der Waldbrände in Griechenland auf unbestätigten Gerüchten oder 
Behauptungen basieren, als bedauerlich, da sie die zerstörerischen Auswirkungen der 
Brände in unfairer Weise dramatisieren und die Wirtschaft des Landes in Misskredit 
bringen; beharrt darauf, dass jegliche Schlussfolgerungen zu den Ursachen der Brände in 
Griechenland und woanders auf Tatsachen und auf gründlichen Untersuchungen beruhen 
müssen und dass die Straftäter gegebenenfalls strafrechtlich verfolgt und schwer bestraft 
werden müssen;

27. fordert die Mitgliedstaaten auf, die Strafen für kriminelle Handlungen, die die Umwelt 
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schädigen, und insbesondere für die Auslösung von Waldbränden zu verschärfen und die 
Koordinierung nicht nur innerhalb der Feuerwehren zu verbessern, sondern auch innerhalb 
aller Einrichtungen, die sich mit den Ursachen und Folgen von Bränden und der 
Ermittlung und Verfolgung der Verantwortlichen beschäftigen; betont, dass eine rasche 
und wirksame Untersuchung zur Feststellung von Verantwortlichkeiten und spätere 
angemessene Disziplinarstrafen von fahrlässigem und vorsätzlichem Verhalten 
abschrecken würden;

28. ist der Auffassung, dass ein freiwilliger Katastrophenschutz durch eine Grundausbildung 
und Ausrüstung, die Spitzentechnologien nutzbar machen könnten, gefördert und 
unverzüglich unterstützt werden sollte, denn dies ist eine der wichtigsten Ressourcen, die 
den Mitgliedstaaten zur Verfügung stehen, wenn sie auf durch Naturkatastrophen 
verursachte Notfallsituationen reagieren;

29. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Regierungen, den nationalen und regionalen Behörden und Parlamenten der EU sowie der 
betroffenen Beitrittsländer zu übermitteln.


